Geſetz⸗Sammlung 
„„ 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 35. 


(Nr. 5444.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1861., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
f kaliſchen Vorrechte fuͤr den chauſſeemaͤßigen Ausbau und die Unterhal⸗ 

tung der Habelſchwerdt⸗Langenbruͤcker Straße von dem Nummerſteine 2,44 

der Glatz⸗Habelſchwerdter Chauſſee ab bis zur maſſiven Bruͤcke uͤber die 

Erlitz in Langenbruͤck, reſp. zur Landesgrenze, im Regierungsbezirk Breslau. 


e Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Habelſchwerdt⸗Langenbruͤcker Straße von dem Nummerſteine 2,14 
der Glatz⸗Habelſchwerdter Chauſſee ab bis zur maſſiven Brucke über die Erlitz 
in Langenbruck, reſp. zur Landesgrenze, im Regierungsbezirk Breslau, geneh⸗ 
migt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Habelſchwerdt das Expropria⸗ 
tionsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme 
der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung # 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ € 
mal geltenden Chauffeegeld - Tarif, einfchließlich der in demſelben enthaltenen a 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung be⸗ 
treffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗ 
Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die 
dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
non der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 

ommen. g a 
Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
KRenntniß zu bringen. i ö f 
| Baden-Baden, den 14. Auguſt 1861. 155 


Wilhelm. 
n v. d. Heydt. v. Patow. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1861. (Nr. 54415448) 103 (Nr. 54420 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Oktober 1861. 
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(Nr. 5442.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1861. betreffend die Verleihung der fis⸗ 
f kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 


Ebersdorf im Kreiſe Neurode des Regierungsbezirks Breslau uͤber Schle⸗ 
gel nach Mittelſteine. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Staͤn⸗ 
den des Neuroder Kreiſes, im Regierungsbezirk Breslau, beabſichtigten Ausbau 
einer Chauſſee von Ebersdorf uͤber Schlegel nach Mittelſteine genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Neurode das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich dem gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
maͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats ⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zusätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizei⸗Bergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur oͤffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 

Oſtende, den 21. Auguſt 1861. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


* 


(Nr. 5443.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Auguſt 1861., betreffend die Ermächtigung zur 
Ausfertigung einer zweiten Serie auf den Inhaber lautender Kreis-Obli⸗ 
gationen des Camminer Kreiſes im Betrage von 30,000 Thalern. 


Al Ihren Bericht vom 22. Auguſt dieſes Jahres ertheile Ich, in Erweite⸗ 
terung des den Staͤnden des Kreiſes Cammin unter dem 13. November 1854. 
(Geſetz Sammlung S. 638.) beziehungsweiſe die Order vom 9. Juni 1857. 
(Geſetz⸗Sammlung S. 561.) zum Zweck der Ausführung von Chauſſeebauten 
ertheilten Privilegiums zur Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗ 

N 5 5 Obli⸗ 


he Er nie in ge se 


o 


Obligationen, im Betrage von 180,000 Thalern, dem 
des gedachten Kreiſes vom 30. Maͤrz d. J., e 
wonach Behufs Fortführung der Chauſſeebauten eine weitere Anleihe von 
30,000 Thalern durch Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Kreis⸗ 
Obligationen in Apoints von 100 Thalern aufgenommen werden, die 
Emiſſion, Verzinſung und Amortiſation dieſer Obligationen nach den 
Beſtimmungen des Privilegiums vom 13. November 1854. und die Auf⸗ 
bringung der zur Verzinſung und Amortiſation erforderlichen Mittel durch 
eine entſprechende Erhoͤhung der durch die Order vom 4. Juni 1856. 
genehmigten Kreis⸗Chauſſeeſteuer erfolgen, mit der Amortiſation der ge⸗ 
dachten 30,000 Thaler aber am 1. Januar 1866, begonnen werden ſoll, 


hierdurch Meine Genehmigung. 5 8 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. N 


Oſtende, den 28. Auguſt 1861. 


Beſchluſſe der Stande I 


t 


Wilhelm. 


v. Pato w. Gr. v. Schwerin. 
zugleich fuͤr den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
And öffentliche Arbeiten. 


An die Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten, 
5 der Finanzen und des Innern. 152 


r. 5444.) Privilegium wegen Ausfertigung einer zweiten Serie auf den Inhaber lauten⸗ 


der Kreis Obligationen des Schlawer Kreiſes im Betrage von 44,450 
i Thalern. Vom 4. September 1861. N 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Schlawer Kreiſes, im Regierungs⸗ 
bezirk Coͤslin, auf dem Kreistage vom 19. Dezember 1860, beſchloſſen wor⸗ 
den, die zur Vollendung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erfor⸗ 
derlichen Geldmittel zum Betrage von 44,450 Thalern im Wege einer ferner 


Anleihe mittelſt Ausſtellung auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons ver⸗ 


ſehener, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbarer Kreis⸗Obligationen zu beſchaffen, 
jo wollen Wir dem Antrage der gedachten Kreisſtaͤnde, da ſich weder im In⸗ 
tereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner gegen die Ausfuͤhrung des Beſchluſſes 
Gr. 54435444.) 103* etwas 


Se = 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung einer zweiten Serie von Obligationen des Schla⸗ 
wer Kreiſes zum Betrage von 44,450 Thalern, in Buchſtaben: vier und vierzig 
tauſend vierhundert und funfzig Thalern, welche in folgenden Apoints: 

250 Stuͤck a 100 Thaler = 25,000 Thaler, 
389 „ 2 50 = 19,450 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit fuͤnf 
. Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung vom 1. Juli 1864. an innerhalb ſechs Jahren zu tilgen ſind, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachwei⸗ 
ſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit⸗ 
ter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates nicht uͤbernommen wird, iſt durch 


die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Oſtende, den 4. September 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. Gr. v. Schwerin. 
zugleich fuͤr den Finanzminiſter. 


— 


Schema zu einer Kreis- Obligation. 
Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 


Obligation 
des Schlawer Kreiſes 


5 . (II. Emiſſton) 
a Ii 3 
nd N Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterer beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


19. Dezember 1860. wegen Aufnahme einer ferneren Schuld von 44,450 Tha⸗ 1 
: lern 


lern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſton für den Chauſſeebau des Schlawer 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 44,450 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1864. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von ſechs Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds. 


Die Folgeordnung, der Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1803. ab in dem 


Monate Dezember jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, | 


den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärfen, ſowie ſaͤmmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooſten, 
ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Die Bekanntmachung erfolgt 
ſechs, drei, zwei und einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Koͤniglich 
Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu 
Coöslin, dem Kreisblatte des Schlawer Kreiſes, in der Berliner Boͤrſen⸗Zeitung 
und der Stettiner Oſtſee⸗Zeitung. 


Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Schlawe, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. i 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehorchen Zinskupons der ſpaͤteren Falligkeitstermine 
Abe Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. a 


f Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Nögzaß tung ee nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jah⸗ 
ren nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Th. I. Tit. 51. Hh. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Schlawe. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤh⸗ 
rigen Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der 
(Nr. 5444, ange⸗ 


nn a A 


ge 


angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 4 

ausgezahlt werden. | | 

I Mit diefer Schuldverſchreibung find die ſaͤmmtlichen halbjaͤhrigen Zins⸗ 
kupons fuͤr die Zeit von dem erſten Zinszahlungs⸗Termine nach Ausgabe dieſer 
Obligation bis zum 1. Juli 1869. ausgegeben. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


‚. Deffen zur Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 5 


den 18. 
8 (Stempel.) 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
i Schlawer Kreiſe. Er 
N. N. N. N. 


Anmerkung. 
Die Unterſchriften ſind eigenhaͤndig zu vollziehen. 


Schema zu Zins ⸗Kupons. 
Provinz Pommern, Kegierungsbezirk Cöslin. 


Erſter Gweiter, dritter e) Zins-Kupon 


8 : zu der 
Kreis⸗Obligation des Schlawer Kreiſes 
(II. Kmiſſion) 


Litter... M N 
uͤber Be Thaler zu fünf Prozent Zinfen über ..... Thaler 
A Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am | 
ER 18.. und ſpaͤterhin die Zinſen der benannten Rn | 


* 5 


1 Obligation für das Ha 


9 —— „ — 


mit (in Buchſtaben) ..... Thalern ..... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Schlawe. f ö % DaREL EBENS de 
Schlawe, den ten 18 5 
. | (Stempel.) . 2 
N Die ſtändiſche Kreis⸗Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Su Schlawer Kreiſe. 
5 N. N. N. N. N. N. 


Dieſer Zinskupon ift ungültig wenn deſſen 
Geeldbetrag nicht bis zm e 
erhoben wird. 


Anmerkung. ? u 
Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion koͤnnen mit Lettern 
oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zinskupon mit der eigen⸗ 
haͤndigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 


‚os 


(Nr. 5445.) Allerhoͤchſter Erlaß nebſt Tarif vom 6. September 1861., betreffend die Ent⸗ 
richtung der Lootſengebuͤhren und die Verguͤtungen fuͤr gewiſſe beſondere 
Leiſtungen zu Weſt⸗Dievenow. 


1 5 Ihren Bericht vom 23. v. M. ertheile Ich dem von Ihnen vorgeleg⸗ 
ten Tarife, nach welchem fortan die Lootſengebuͤhren und die Verguͤtungen fuͤr 
gewiſſe beſondere Leiſtungen zu Weſt⸗Dievenow entrichtet werden ſollen, Meine 
Genehmigung und ſende Ihnen denſelben vollzogen zur Bekanntmachung durch 

die Geſetz-Sammlung hierbei zuruͤck. | ae 
£ Oſtende, den 6. September 1861. | re 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
: und den Finanzminiſter. 


Cr. 544454459 a Tarif 


Saab 788 = 


Tarif, 


nach welchem die Lootſengebühren und die Vergütungen für babe, 5 
Leiſtungen zu Weſt⸗Dievenow zu entrichten ſind. . 


I. Lootſengebuͤhren. 


Fuͤr nebenbezeichnete Leiſtungen wird entrichtet von 
Schiffen zu einer Tragfaͤhigkeit 


Benen⸗ 2 5 
nung [ Bezeichnung 
3 1 e von 41 Laſt 
der e der Leiſtung, für welche und daruber 
Lootſen⸗ die Gebuͤhren zu ent⸗] bis ein⸗ von 11 bis] von 21 bis von 31 bis 119 150 La 
Sta⸗ S 8 5 ſchließlich e 90 einſchließlich für jede fol⸗ 
tion. = richten find. 10 Laſt Saft 0 Laſt 40 et gende 10 Laſt 
& (vergl. zuſätz⸗ 


l liche Beſtim. 
mung zu 2.) 


Rihle. Sgr. Nthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Rthlr. Sgr. Rihlr. Sn, 
REN ELITE NET EI e eie 2 


Weſt⸗ 1. Für Begleitung aus der 

Dieve⸗ See oder von der Rhede 

now. bei Weſt⸗Dievenow 
nach Swinemuͤnde 

a) in der Zeit vom 

1. Mai bis 31. Ok⸗ 


be VV 
b) in der Zeit vom 
1. November bis f 5 Sgr. mehr 


30. April 220 325 4 20 5 10 
2.1 Fuͤr das Lootſen eines 1 
Fahrzeuges bei der Ein⸗ 

oder Ausfahrt aus dem 

Hafen von Weſt⸗Die⸗ 


3.) Fuͤr das Lootſen eines 
Fahrzeuges auf der 
Strecke vom Gebaͤude 
der Expeditionsſtelle zu 
Weſt⸗Dievenow bis 
oberhalb des Falken⸗ | Ya 
bergesnmpuıngekehtt. 1. - |. | oe . 10 


Rr 


r 
„ % N 2 


Fe 


II. Vergütungen für beſondere Leiſtungen. | 
a) Für das Bugfiren eines Schiffes von der Rhede in den Hafen, oder aus 
dem Hafen nach der Rhede, fuͤr jeden Mann, mit welchem das dazu 
angewenideſe Boot beſetzt iſ md 5 Sgr. 
b) Fuͤr das Warpen eines Schiffes fuͤr die Weite einer Kabel⸗ 


taulaͤnge von 120 Faden: \ | 
1) wenn die Lootſen Anker und Tau gebn 25 Sgr. 
2) wenn der Schiffer ſelbſt Anker und Tau giebt 15 Sgr. 
c) Fuͤr das Bergen von Ankern, und zwar 
fuͤr ein Schiff des großen Ankers des taͤglichen Ankers 


mit Boye ohne Boye mit Boye ohne Boye 
von 8 bis 30 Laſt Tragfaͤhigkeit 3 Rthlr. 5 Rthlr. 2 Rthlr. 4 Rthlr. 
5 4 * 6 5 


7 30 = 50 = 2 = = = 2 
: 50 = 100 - = Dee Re 4 * 6 
„100 = 200 = = re 9 z 6 8 =: 

über 200 = = 10 12 ü 8 10 


Sollten Toy⸗ oder Warp⸗Anker verloren gehen, ſo wird fuͤr das 
Bergen derſelben fuͤr jeden Anker Ein Thaler bezahlt. 5 5 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Unter 11 5 Laſt iſt die Preußiſche Schiffslaſt zu viertauſend Zollpfunden 

zu verſtehen. a i 

2) Fuͤr Schiffe von mehr als 150 Laſt Tragfaͤhigkeit ſind die naͤmlichen 
Lootſengebuͤhren, wie fuͤr Schiffe von 141 bis 150 Laſt zu entrichten. 

3) Es ſteht jedem Schiffer frei, ob er die beſonderen Leiſtungen zu II. a. 
bis c. von den Lootſen beſorgen laſſen oder dazu feiner eigenen Mann⸗ 
ſchaft oder ſonſtigen beliebigen Huͤlfe ſich bedienen will. Die zu a. bis c. 
beſtimmten Gebuͤhren ſind daher nur zu entrichten, wenn die Dienſtlei⸗ 
ſtungen auf Verlangen von den Lootſen verrichtet worden ſind. 


Oſtende, den 6. September 1861. 
(I. 8.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


(Ir. 5446.) Bekanntmachung des Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 30. Auguſt 1861., betreffend 


die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter dem Namen „Aktiengeſell⸗ 

7 ſchaft zum Betriebe der Waſſerheil-Anſtalt Marienberg zu Boppard am 
Rhein“ mit dem Domizil Marienberg zu Boppard, Kreis St. Goar, und 
Beſtaͤtigung ihrer Statuten. Vom 16. September 1861. 


D. Königs Majeftät haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 30. Auguſt 
d. J. auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. die Errichtung einer 
Jahrgang 1861. (Fr. 5445—5447.) 104 Aktien⸗ 
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Aktiengeſellſchaft unter dem Namen „Aktiengeſellſchaft zum Betriebe der Waſſer⸗ 
heil⸗Anſtalt Marienberg zu Boppard am Rhein“ mit dem Domizil Marienberg 
zu Boppard, Kreis St. Goar, zu genehmigen und deren Statuten zu beſtaͤti⸗ 
gen geruht, was hierdurch nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die 
Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den Statuten durch 
= ana der Königlichen Regierung zu Coblenz bekannt gemacht wer: 
en wird. 
Berlin, den 16. September 1861. 


Der Miniſter für FRI Der Minifter der geiſtlichen, 
Gewerbe und öffentliche Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Arbeiten. Angelegenheiten. 


v. d. Heydt. v. Bethmann-Hollweg. 


(Fr. 5447.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. September 1861., betreffend die Modifizirung der 
durch den Allerhoͤchſten Erlaß vom 2. Juli 1859. hinſichtlich der Immo⸗ 
biliar⸗Feuerverſicherung ausgeſprochenen Beſchraͤnkung der Privat⸗Feuerver⸗ 

„ſicherungsgeſellſchaften und deren Agenturen. 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 26. Auguſt d. J. erklaͤre Ich 
Mich damit einverſtanden, daß die durch Meinen Erlaß vom 2. Juli 1859. 
(Geſetz-Sammlung S. 394.) hinſichtlich der Immobiliar⸗ Feuerverſicherung 
ausgeſprochene Beſchraͤnkung der Privat-Feuerverſicherungsgeſellſchaften und 
deren Agenturen in Fortfall kommen ſoll, ſobald in den Einrichtungen der 
öffentlichen Feuerſozietaͤten diejenigen Aenderungen getroffen find, welche durch 
den freien Betrieb der Gebäudeverficherung bedingt werden. Der Miniſter des 
Innern hat dieſen Zeitpunkt für den Bezirk einer jeden öffentlichen Sozietaͤt 
beſonders feſtzuſetzen und durch die Amtsblätter der betreffenden Regierungs⸗ 
bezirke bekannt zu machen. . 

b Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
rin ers 8 


gen. 9 ö N 
Schloß Bruͤhl, den 18. September 1861. 


Wilhelm. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. 
v. Bethmann⸗Hollweg. Gr. v. Schwerin. v. Bernuth, 


An das Staatsminiſterium. 


(Fr. 5448.) 


„ 


(Nr. 5448.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung, betreffend den Abſchluß einer neuen 
ö Etappenfonvention zwiſchen Preußen und Lippe Vom 11. Oktober 
1861. 


Nacden ſich das Beduͤrfniß einer Etappenſtraße zwiſchen den Preußiſchen 
Garniſonorten Minden und Hoͤrter geltend gemacht hat, iſt zwiſchen der Koͤnig⸗ 
lich Preußiſchen und Fuͤrſtlich Lippeſchen Regierung nachſtehende Uebereinkunft 
verabredet und geſchloſſen worden. 


Artikel I., 
Feſtſetzung der Etappenſtr aße. 


N. 

Fuͤr die Maͤrſche Preußiſcher Truppen ic Hoͤrter und Minden 
räumt die Fuͤrſtlich Lippeſche Regierung eine ilitairſtraße ein, welche über 
Steinheim, Blomberg, Lemgo und Vlotho führt. Auf Fuͤrſtlich Lippeſchem 
Gebiet gilt die Stadt Lemgo als Etappe, und gehoͤren zum Bezirke derſelben, 
außer dieſer Stadt, die Ortſchaften der Vogtei Donop, Amts Blomberg — 
Hagendonop, Kirchdonop, Altendonop, Gehrenberg, Dalborn nebſt den Ritter⸗ 
guͤtern Altendonop und Luͤdershof — ſowie folgende Ortſchaften des Amts 
Brake: Kluckhof, Luͤtte, Bentrup, Maßbruch, Haſebeck, Woßheide, Brake, 
Entrup und Luerdiſſen. 

Ueberſteigen die einzuquartierenden Abtheilungen die Staͤrke eines Ba⸗ 
taillons, ſo koͤnnen auch die Ortſchaften Großenmarpe und Kleinenmarpe, 
Wiembeck mit Wambeckerheide und Hummerntrup bequartiert werden. 


H. 2. 

N Die durchmarſchirenden Truppen ſind gehalten, nach jedem der vorge⸗ 

nannten, der Etappe Lemgo beigegebenen Orte zu gehen, welcher ihnen von der 

Etappenbehoͤrde angewieſen wird. Andere Ortſchaften, als die oben erwaͤhnten, 
dürfen. den Truppen nicht angewieſen werden. ’ 


$. 3. 

In der Regel haben die Truppenabtheilungen keinen Ruhetag im Für- 
ſtenthum, und wird derſelbe nur fuͤr den Fall unabwendbarer Nothwendigkeit 
in Anſpruch genommen, muß alsdann auch in der Marſchroute ausdrücklich 
vorgeſchrieben ſein. 


Artikel II. 
Inſtradirung der Truppen und Einrichtung der Marſchrouten. 


$ 4 


Die Marſchrouten für die Königlich Preußiſchen Truppen konnen bloß 
von dem Königlich Preußiſchen Generalkommando VII. Armeekorps ausgeſtellt 
(Nr. 5448.) 104° wer: 
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werden, und muß die Berechtigung, Verpflegung, Vorſpann und refp. Fourage 
zu fordern, in der Marſchroute ausdruͤcklich bemerkt ſein. Militairs, welche 
ohne ſolche Marſchroute eintreffen, haben auf keine Verpflegung Anſpruch, und 
es wird einzelnen Beurlaubten oder ſonſt nicht im Dienſte befindlichen Militairs 
kein Recht auf Quartier und Verpflegung verſtattet. 


f H. 5. 

Kleinere Detaſchements unter zwanzig Mann ſollen nie ohne einen Vor⸗ 
geſetzten marſchiren, welcher ſich bei der Etappenbehoͤrde zu melden hat. Wenn 
groͤßere Truppenabtheilungen, die weniger als ein Bataillon oder vier Eska⸗ 
drons betragen, marſchiren, wird Tags zuvor ein Quartiermacher bei den Etap⸗ 
penbehoͤrden das Noͤthige anmelden. Bei groͤßeren Abtheilungen geht der quar⸗ 
tiermachende Offizier zwei Tage voraus; uͤberſteigen ſolche aber die Staͤrke eines 
Regimentes, fo muß die Regierung fünf Tage zuvor davon benachrichtigt wer⸗ 
den. Die desfallſigen Dislokationen werden ſodann in Detmold gemeinſchaft⸗ 
lich mit dem vom Korps dahin zu kommandirenden Offizier angefertigt, der 
über den Betrag an Verpflegung und Transportmitteln, über den Tag der 
Ankunft u. ſ. w. ſehr genau inſtruirt ſein muß. 


Artikel III. 


Einquartierung und Verpflegung der Truppen und dafuͤr zu 
zahlende Verguͤtung. 


A. Verpflegung der Mannſchaft. 


H. 6. 

Die durchmarſchirenden Truppen erhalten auf den Grund der Marſch⸗ 
route, auf Anweiſung der Etappenbehoͤrde und gegen auszuſtellende Quittung 
des Kommandirenden, Naturalverpflegung, und ſoll Niemand ohne Verpflegung 
fernerhin einquartiert werden. 5 

Als allgemeine Regel wird feſtgeſetzt, daß der Offizier ſowohl, wie der 
Soldat, mit dem Tiſche ſeines Wirths zufrieden ſein muß. Um jedoch ſchlech⸗ 
ter Beföftigung von Seiten des Wirths, wie uͤbermaͤßigen Forderungen von 
Seiten des Soldaten vorzubeugen, wird Folgendes beſtimmt. 

Der Unteroffizier und Soldat, ſowie jede zum Militair gehörende Per⸗ 
ſon, welche nicht den Rang eines Offiziers hat, kann in einem Nachtquartier 
verlangen: 8 

zwei Pfund gut ausgebackenes Roggenbrod, ein halbes Pfund Fleiſch 

oder ein Viertelpfund Speck und ſo viel Zugemuͤſe, wie Mittags und Abends 
11 einer reichlichen Mahlzeit gehoͤrt. Bier, Branntwein, Kaffee oder andere 
Unftliche Getraͤnke kann der Soldat oder Unteroffizier überhaupt nicht verlan⸗ 
gen, und iſt, da er reichlich Brod erhält, gehalten, ſich das Fruͤhſtuͤck ſelbſt zu 
beſorgen, dagegen wird dafuͤr geſorgt werden, daß der Soldat Bier und Brannt⸗ 
wein in den Quartierftänden für billige Preiſe ankaufen kann. 

Die Subalternoffiziere bis zum Hauptmann ausſchließlich erhalten außer 


Quartier und Licht und dem zur Heizung ihres Zimmers nöthigen Holze: Brod, 


Suppe, 
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Suppe, Gemuͤſe und Mittags und Abends zu jeder Mahlzeit ein halb Pfund 
Fleiſch, alles vom Wirth ig gekocht, und ſowohl zu Wittag als zu Abend 
jedesmal eine Bouteille Bier, Morgens zum Frühſtuͤck Kaffee, Butterbrod und 
ein Achtel Quart Branntwein. Der Hauptmann kann Mittags noch ein Ge⸗ 
richt mehr, ſonſt aber nichts weiter als der Subalternoffizier verlangen. 
„Fur dieſe Verpflegung wird nach vorgaͤngiger Liquidation von der Ko⸗ 
niglich Preußiſchen Regierung dieſelbe Vergütung gezahlt, welche die Fuͤrſtlich x 
Lippeſche Regierung in Gemäßheit der anliegenden Verordnung vom 3. Juli „ 
1861. für die eigenen Truppen ihren Unterthanen gewährt. Bi 
Offiziere vom Stabsoffizier einfchließlich aufwärts erhalten nur Quartier 
und bekoͤſtigen ſich in den Wirthshaͤuſern auf eigene Rechnung. Nur da, wo 
es ihnen hierzu an Gelegenheit fehlt, koͤnnen ſie, gegen ſofortige Bezahlung der 
in der Anlage feſtgeſetzten Verguͤtung, Bekoͤſtigung durch die Quartiergeber 
beanſpruchen. 
Frauen und Kinder der Offiziere koͤnnen auf Verpflegung nie Anſpruch 
machen; die Frauen und Kinder der Soldaten ſollen in der Regel auch weder 
Quartier noch Verpflegung erhalten. Sollte jedoch dies ausnahmsweiſe nicht 
vermieden werden können, ſo iſt die Berechtigung auf Quartier und Verpfle⸗ 
gung in der Marſchroute beſonders zu bemerken, und werden alsdann ſowohl 
die Frauen als die Kinder gegen die oben feſtgeſetzte Entſchaͤdigung einquartiert 
und verpflegt, wobei zwei Kinder fuͤr eine Frau zu rechnen ſind. 


H. 7. 


b Sollten durchmarſchirende Soldaten unterwegs krank werden, ſo ſollen 

auf vorſchriftsmaͤßiges Atteſt des Arztes Krankenwagen bewilligt werden, und 

War eine vierſpaͤnnige Fuhre für acht leichte Kranke. Diejenigen Kranken, 

welche die Truppenabtheilung nicht mit ſich führen kann, werden in das Laza⸗ 
reth nach Hörter reſp. Herford geſchafft, ſolche aber, deren Geſundheitszuſtand 
nach dem pflichtmaͤßigen Atteſt des Arztes den Transport dahin durchaus nicht 
geſtattet, in eine von der Etappe Lemgo zu beſtimmende Krankenanſtalt daſelbſt 
untergebracht. Für dieſe in ein Landesſpital aufgenommenen und bis zu ihrer 
Transportirungsfaͤhigkeit darin unterhaltenen Kranken werden von Seiten der 
Preußiſchen Regierung die erweislichen Selbſtkoſten pro Mann und Tag ver⸗ 
guͤtet. Dem Königlich Preußiſchen Etappeninſpektor bleibt es freigeſtellt, ſo oft 
es ihm noͤthig duͤnkt ſelbſt nachzuſehen, daß die in ſolcher Art zuruͤckgebliebenen 
Kranken gut gewartet und behandelt werden. Im Fall einer Beſchwerde hat 
derſelbe ſich an die Behoͤrde zu wenden, ſich jedoch jeder eigenen Verfuͤgung 
zu enthalten. 


F. 8. 
Sollte ein Soldat auf dem Marſche ſterben, ſo werden die Beerdigungs⸗ 


koſten liquidirt; es wird aber ſo wenig dem Prediger, als fuͤr die Grabſtelle 
etwas gezahlt. 

Bei der Liquidation iſt das Regiment und der Name des verſtorbenen 

Soldaten, ſowie die Nummer und das Datum ſeiner Marſchroute zu bemerken. 


(Nr. 5448.) B. Ber- 
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B. Verpflegung der Pferde. 


9. 
f Die Etappenbehoͤrden und Ortsobrigkeiten muͤſſen dafuͤr ſorgen, daß den 
Pferden ſtets moͤglichſt gute, reinliche Stallung angewieſen wird. 

Die Fouragerationen werden auf Anweiſung der Etappenbehoͤrde und 
gegen Quittung des Empfaͤngers aus einem in dem Etappenhauptort zu eta⸗ 
blirenden Magazin in Empfang genommen, und die dabei etwa entſtehenden 
Schwierigkeiten werden von der Etappenbehoͤrde ſofort regulirt. Von den 
Quartiertraͤgern kann der Soldat keine Rationen oder Fourage verlangen, 
wenn er nicht von einer Fuͤrſtlich Lippeſchen Etappenbehoͤrde darauf ange⸗ 
wieſen iſt. 


Artikel IV. 
Verabreichung des Vorſpanns und Stellung der Fußboten. 


F. 10. 


Die Transportmittel werden, ausgenommen die H. 7. angeführten Kran⸗ 
kenwagen, nicht anders und nicht weiter bewilligt, als inſofern ſie in den Marſch⸗ 
routen ausdruͤcklich bemerkt ſind. Die Stellung der Transportmittel geſchieht 
durch die Etappenbehoͤrde in der von der Fuͤrſtlich Lippeſchen Regierung des⸗ 
halb verfügten Art, und darf keine Requiſition und Anforderung vom Militair 
unmittelbar an die Unterthanen erlaſſen werden. Es wird den Offizieren bei 
eigener Verantwortung zur Pflicht gemacht, darauf zu achten, daß die Wagen 
unterwegs nicht durch Perſonen beſchwert werden, welche zum Fahren kein 
Recht haben, daß die Fuhrleute keiner uͤblen Behandlung ausgeſetzt und die 
Transportmittel bei der Ankunft im Nachtquartier ſofort entlaſſen werden. 
Dagegen muß von den Behörden dafuͤr geſorgt werden, daß es bei dem Ab⸗ 
marſch der Truppen an den nöthigen friſchen Transportmitteln nicht fehle und 

ſolche zur gehörigen Zeit eintreffen. 


. 11. s 
5 Die Verguͤtung fuͤr den Vorſpann, wozu auch die Krankenfuhren gehoͤ⸗ 
ren, erfolgt nach Maaßgabe der mehrerwaͤhnten Verordnung vom 3. Juli 1861. 

Die Quartiermacher duͤrfen auf keine Weiſe Wagen oder Reitpferde fuͤr 
ſich requiriren, es ſei denn, daß ſie ſich durch eine ſchriftliche Order des kom⸗ 
mandirenden Offiziers als dazu berechtigt legitimiren konnen; in dieſem Falle 
muß uͤber die desfallſige Leiſtung gehörig quittirt und ſolche ebenfalls nach der 
Verordnung vom 3. Juli 1861. verguͤtigt werden. 

Fuͤr Fußboten werden fuͤnf Silbergroſchen pro Meile bezahlt, wobei der 
Ruͤckweg außer Betracht bleibt. Dieſelben duͤrfen vom Militair nicht eigen⸗ 
maͤchtig genommen werden, ſondern ſind von den Obrigkeiten des Orts, in 
welchem das Nachtquartier iſt, oder durch welchen der Weg fuͤhrt, ſchriftlich 
zu requiriren, und haben die Requirenten darüber fofort zu quittiren. 


§. 12. 
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Die Entfernung von Lemgo (über Blomberg) nach Steinheim wird auf 
drei Meilen und von Lemgo nach Vlotho auf drei und eine halbe Meile hier⸗ 
mit feſtgeſtellt. Dem entſprechend erfolgt die Bezahlung der Transportmittel 
ohne Ruͤckſicht auf die verfuͤgten Dislokationen, und ſind zu dem Behufe in 
den von den Militairbehörden auszuſtellenden Quittungen ſtets die genannten 
Etappenorte anzugeben. b 


Artikel V. 
Liquidation der zu leiſtenden Vergütungen, 
H. 18. 


Die Liquidation der Vergütung für die ſaͤmmtlichen vorbemerkten Lei⸗ 
ſtungen wird vierteljaͤhrlich der Koͤniglichen Intendantur VII. Armeekorps zu 
Muͤnſter eingereicht, welche dieſelbe ohne Verzug feſtſtellt und den Betrag zur 
Zahlung anweiſt. 5 8 


Artikel VI. 
Aufrechthaltung der Ordnung und Militairpolizei. 
. . 


Der Etappenkommandant in Minden wird, da im Fuͤrſtenthum Lippe 
kein Koͤniglich Preußiſcher Etappeninſpektor angeftellt wird, die Differenzen 
zwiſchen Quartiertraͤgern, Vorſpannpflichtigen und Soldaten gemeinſchaftlich 
mit der Fuͤrſtlich Lippeſchen Behoͤrde befeitigen, und iſt die Etappenbehörde be⸗ 
rechtigt, jeden Unterofftzier oder Soldaten, der ſich thaͤtliche Miß handlungen 
ſeines Wirths oder eines anderen Unterthanen erlaubt, zu arretiren und an den 
Kommandirenden zur weiteren Unterſuchung und Beſtrafung abzuliefern. 


F. 15. 


Den Etappenbehoͤrden wird es zur beſonderen Pflicht gemacht, darauf 
zu achten, daß die Wege in einem möglichft guten Stande erhalten werden; 
auch haben dieſelben ihre Aufmerkſamkeit darauf zu richten, daß es den durch⸗ 
marſchirenden Truppen an nichts fehle, was dieſelben mit Recht verlangen Fün- 
nen, und hat über dieſen Gegenſtand der den Etappeninſpektor vertretende 

Etappenkommandant zu wachen, um erforderlichen Falls bei der Landesbehoͤrde 
Beſchwerde fuͤhren zu koͤnnen. Die kommandirenden Offiziere ſowohl, wie die 
Etappenbehoͤrden find angewieſen, mit Ernſt dahin zu trachten, daß zwiſchen 
den Bequartierten und den Soldaten ein guter Geiſt der Eintracht erhal- 
ten werde. i 


H. 16. 


Die Königlich Preußiſchen Truppen, welche auf der vereinbarten Mili⸗ 
tairſtraße inſtradirt werden, ſollen jedesmal von dem Inhalte dieſer Konvention, 
(Nr, 5448.) ſoweit 
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ſoweit es noͤthig iſt, vollftändig unterrichtet werden, ſowie auch die erforder- 


lichen Auszuͤge ſowohl in den Etappen, als in den, ſelbigen zur Aushuͤlfe bei⸗ 
gegebenen Ortſchaften zur Nachricht bekannt zu machen und zu affigiren ſind. 


Artikel VII. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 17. 


Die Dauer dieſer Etappenkonvention wird auf zehn Jahre, vom 1. Sep⸗ 
tember 1861. ab gerechnet, feſtgeſtellt. Wenn jedoch der Vertrag von einem 
oder dem anderen der kontrahirenden Staaten nicht ſpaͤteſtens ein halbes Jahr 
vor dem Ablaufe gekuͤndigt wird, ſo ſoll derſelbe fuͤr ein weiteres Jahr — und 
ſo fort von Jahr zu Jahr — verlängert angeſehen werden. Es bleibt dabei 
vorbehalten, fuͤr den Fall eines waͤhrend der Dauer des Vertrages eintretenden 
Krieges den Umſtaͤnden nach die etwa nothwendig abzuaͤndernden Beſtimmun⸗ 
gen durch eine beſondere Uebereinkunft feſtzuſetzen. 


$. 18. 


Gegenwärtige Uebereinkunft ſoll, nachdem fie gegen eine gleichlautende, 

von dem Fuͤrſtlich Lippeſchen Kabinetsminiſterium vollzogene Ausfertigung aus⸗ 

5 ü gewechſelt fein wird, durch oͤffentliche Bekanntmachung in den beiderſeitigen 
. Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


Geſchehen Berlin, den 11. Oktober 1861. 
Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) Gr. v. Bernſtorff. 


PS chesenbe Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Fuͤrſtlich Lippeſchen Kabinetsminiſteriums vom 18. Sep⸗ 
tember d. J. ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 11. Oktober 1861. 


5 0 Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Gr. v. Bernſtorff. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


